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Berufungsordnung der FH Brandenburg 
(BO-FHB) 

 
 

(Satzung zur Durchführung von Berufungs-
verfahren für die Besetzung von Professu-
ren sowie zur Beschäftigung von Gastpro-
fessoren und zur Bestellung von Honorar-
professoren an der Fachhochschule Bran-

denburg) 
 
Aufgrund des § 38 Abs. 5 des Gesetzes zur 
Neuregelung des Hochschulrechts des Landes 
Brandenburg vom 18. Dezember 2008 
(BbgHG) (GVBl. I, Nr. 17, S. 318), geändert 
durch Artikel 16 des Gesetzes vom 03. April 
2009 (GVBl. I, Nr. 04, S. 26, 59), hat der Senat 
der Fachhochschule Brandenburg (FH Bran-
denburg) am 12.05.2010 folgende Berufungs-
ordnung erlassen. Die Berufungsordnung ist 
mit Schreiben des Ministeriums für Wissen-
schaft, Forschung und Kultur des Landes 
Brandenburg vom 13. September 2010 ge-
nehmigt. 
 
 

§ 1 
Geltungsbereich und Ziel 

 
Diese Satzung gilt für Verfahren der Berufung 
von Hochschullehrern im Sinne des BbgHG 
(Professoren). Sie soll ein qualitätsgesichertes 
Berufungsverfahren gewährleisten, das die 
Profilbildung der FH Brandenburg wirksam 
unterstützt. Sie regelt auch die Beschäftigung 
von Gastprofessoren sowie die Bestellung von 
Honorarprofessoren an der FH Brandenburg. 
 
 

§ 2 
Benennungen und Grundsätze 

 
(1) Mit ‚Senat‘ wird nachstehend das zentrale 

Organ der Hochschule bezeichnet, dessen 
Aufgaben u. a. in § 62 Abs. 2 des BbgHG 
beschrieben werden. 

 
(2) Mit ‚Fachbereichsrat‘ wird nachstehend 

das Organ des Fachbereichs bezeichnet, 
dessen Aufgaben u. a. in § 70 Abs. 2 des 
BbgHG beschrieben werden. 

 
(3) Status- und Funktionsbezeichnungen in 

dieser Ordnung gelten gleichermaßen in 
der weiblichen wie in der männlichen 
Form. 

 
(4) Das gesamte Verfahren ist zu dokumentie-

ren, insbesondere die Maßnahmen gem. § 
7 BbgHG. 

 

(5) Erfolgt die Berufung in Kooperation mit 
einer Forschungseinrichtung außerhalb 
der Hochschule, so wird diese nach Maß-
gabe des § 38 Abs. 9 in die Beratung ein-
bezogen. 

 
(6) Die Frauenförderrichtlinien und das 

Gleichstellungskonzept der FH Branden-
burg sind zu beachten. 

 
(7) Das Verfahren von Stellenzuweisung bis 

Ruferteilung soll ein Jahr nicht überschrei-
ten, sonst endet es. Eine Verlängerung 
kann der Senat zulassen. 

 
(8) Auf Wunsch des Fachbereiches kann der 

Kanzler oder sein Vertreter das Beru-
fungsverfahren begleiten. 

 
 

§ 3 
Beantragen einer Stelle 

 
(1) Ergibt sich in einem Fachbereich der Be-

darf für die Besetzung der Stelle eines 
Hochschullehrers, so kann der Dekan ei-
nen Beschluss des Fachbereichsrates auf 
Zuweisung einer Stelle durch den Präsi-
denten herbeiführen. Im Beschluss des 
Fachbereichsrates ist die gewünschte De-
nomination und Wertigkeit der Stelle, der 
geplante Einsatz in der Lehre sowie die 
aktuelle und zukünftige Auslastung in Re-
ferenz zur Auslastungssituation im Fach-
bereich insgesamt darzustellen. Der An-
trag muss den Bezug zum gültigen Struk-
tur- und Hochschulentwicklungsplan der 
Hochschule darstellen sowie einen Entwurf 
des Ausschreibungstextes gem. § 38 
Abs.1 BbgHG enthalten. 

 
(2) In den Beschluss des Fachbereichsrates 

ist eine Bewerbungsfrist (in der Regel 6 
Wochen) aufzunehmen sowie ob und in 
welcher Form die Ausschreibung internati-
onal erfolgt oder ob ausnahmsweise von 
einer internationalen Ausschreibung be-
gründet abgesehen werden kann. 

 
(3) Der Dekan legt dem Senat den Antrag auf 

Stellenzuweisung zur Stellungnahme vor. 
Bedeutet der Antrag eine Abweichung 
bzw. Veränderung gegenüber dem gülti-
gen Hochschulentwicklungsplan, so ent-
scheidet hierüber der Senat gemäß § 62 
Abs. 2 Nr. 7 BbgHG. Im Falle einer Ableh-
nung des Antrages ist das Verfahren be-
endet. 

 
(4) Der Dekan legt den Antrag auf Stellenzu-

weisung zusammen mit der zugehörigen 
Stellungnahme des Senats dem Präsiden-
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ten zur Entscheidung vor. Der Präsident 
entscheidet unter Berücksichtigung der 
Hochschulentwicklungs- und Strukturpla-
nung sowie der Auslastung, ob die Stelle 
unter Beibehaltung der vorgeschlagenen 
Denomination, Zuordnung und Wertigkeit 
besetzt oder unter Änderung ihrer Deno-
mination und/oder Zuordnung und/oder 
Wertigkeit besetzt oder nicht besetzt wer-
den soll. 

 
(5) Weist der Präsident die Stelle nicht wie 

beantragt zu, so unterrichtet er hierüber al-
le zuständigen Gremien. In diesem Fall ist 
das Verfahren beendet. 

 
(6) Beabsichtigt der Präsident, die Stelle ei-

nem anderen Fachbereich zuzuweisen, so 
holt er vorher die Stellungnahme des Se-
nates ein. 

 
(7) § 3 gilt auch im Falle der konkurrierenden 

Beantragung derselben Stelle durch meh-
rere Bereiche. 

 
 

§ 4 
Stellenausschreibung 

 
(1) Die Stellenausschreibung muss enthalten: 

• Bezugnahme zum Leitbild der FH 
Brandenburg, 

• die Denomination der Hochschulleh-
rerstelle, die Besoldungsgruppe und 
ggf. den Hinweis auf eine Teilzeitpro-
fessur, 

• den gewünschten Zeitpunkt der Ein-
stellung, 

• Konkretisierung der zu erfüllenden 
Aufgaben nach § 38 Abs. 1 BbgHG, 

• einen Hinweis auf die Einstellungsvor-
aussetzungen gemäß § 39 BbgHG, 

• einen Hinweis auf die dienstrechtliche 
Stellung der Professoren gemäß § 41 
BbgHG, 

• einen Hinweis für die Gleichstellung 
von Frauen und Männern gem. § 7 
BbgHG, 

• einen Hinweis auf die bevorzugte Be-
rücksichtigung von schwerbehinderten 
Menschen bei gleicher Eignung, 

• die Bewerbungsfrist, 
• die Empfängeranschrift an der FH 

Brandenburg, 
• einen Hinweis auf die einzureichenden 

Unterlagen einschl. Referenzen über 
pädagogische Eignung, 

• Angaben zur evtl. Befristung, 
• ggf. einen Hinweis auf die zu erwar-

tende Bewerbung des bisherigen In-
habers der Professur. 

(2) Im Ausschreibungstext ist darauf hinzu-
weisen, dass die FH Brandenburg die Er-
höhung des Frauenanteils anstrebt und die 
Situation von Personen mit besonderen 
familiären Belastungen berücksichtigt. 
Qualifizierte Frauen sollen nachdrücklich 
zur Bewerbung aufgefordert werden. 

 
(3) Der Gleichstellungsbeauftragten ist Gele-

genheit zur Stellungnahme zum Aus-
schreibungstext zu geben, bevor dieser 
veröffentlicht wird.  

 
 

§ 5 
Veröffentlichung der Ausschreibung 

 
(1) Die Stellen für Hochschullehrer sind öffent-

lich und im Regelfall international auszu-
schreiben. Die Ausschreibung soll in ge-
eigneten überregionalen und international 
zugänglichen Print- und/oder anderen Me-
dien sowie fachlichen Netzwerken und Da-
tenbanken für Wissenschaftlerinnen erfol-
gen. 

 
(2) Der Präsident gibt nach Stellungnahme 

des Kanzlers zur Finanzierung die Aus-
schreibung frei. 

 
(3) Die Ausschreibung ist dem Ministerium für 

Wissenschaft, Forschung und Kultur drei 
Wochen vor der Veröffentlichung anzuzei-
gen (§ 38 Abs. 1 S. 3 BbgHG). 

 
(4) Die Verwaltung sammelt die eingehenden 

Bewerbungsunterlagen und bereitet diese 
bis spätestens drei Arbeitstage nach Ende 
der Bewerbungsfrist geeignet für die weite-
re Verfahrensabwicklung auf. Allen Be-
werbern wird der Eingang der Bewer-
bungsunterlagen bestätigt. 

 
 

§ 6 
Wahl und Zusammensetzung der Beru-

fungskommissionen 
 
(1) Nach der Entscheidung über die Stellen-

zuweisung durch den Präsidenten wählt 
der Fachbereichsrat mit Ausnahme des 
gem. § 38 Abs. 2, S. 2 BbgHG vom Präsi-
denten bestimmten stimmberechtigten 
Mitglieds die Mitglieder der Berufungs-
kommission sowie den Vorsitzenden und 
dessen Stellvertreter gem. § 38 Abs. 2 
BbgHG. 

 
(2) Der Berufungskommission gehören mit 

Stimmrecht mindestens an: 
a. vier Vertreter der Gruppe der  

 Hochschullehrer, 
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b. ein Vertreter der Gruppe der aka- 
 demischen Mitarbeiter, 

c. ein Vertreter der Gruppe der  
 Studierenden. 
 

(3) Der Berufungskommission gehört ohne 
Stimmrecht mindestens ein Vertreter der 
Gruppe der ‚Sonstigen Mitarbeiter’ an; wei-
terhin die Gleichstellungsbeauftragte der 
FH Brandenburg oder eine von ihr benann-
te Vertreterin sowie der Schwerbehinder-
tenvertreter, sofern Bewerbungen von 
Schwerbehinderten vorliegen. Der Fachbe-
reichsrat hat die Möglichkeit, weitere bera-
tende Mitglieder in die Berufungskommis-
sion zu wählen. 

 
(4) Unter den Mitgliedern der Berufungskom-

mission sollen vertreten sein: 
a. eine oder mehrere hochschulex-

terne sachverständige Person(en), 
b. im Falle einer gemeinsamen Beru-

fung mit einer außerhochschuli-
schen Forschungseinrichtung 
nach § 38 Absatz 9 BbgHG, Satz 
4 Vertreter dieser Einrichtung. 

 
(5) Die Wahl der Mitglieder der Berufungs-

kommission erfolgt getrennt nach Status-
gruppen, mit Ausnahme derjenigen Mit-
glieder, die sich keiner Gruppe zuordnen 
lassen. Jede Statusgruppe soll mindestens 
einen Stellvertreter wählen. Der Grundsatz 
der Professorenmehrheit in der Beru-
fungskommission ist zu wahren. 

 
(6) Mindestens 40 Prozent der stimmberech-

tigten Mitglieder der Berufungskommission 
sollen Frauen sein, darunter sollen min-
destens zwei Hochschullehrerinnen vertre-
ten sein. 

 
 

§ 7 
Verfahrensgrundsätze zur Arbeit der Beru-

fungskommissionen 
 
(1) Die Berufungskommission legt den Zeit-

plan für das gesamte Verfahren, die Aus-
wahlkriterien und die Bewertungsmaßstä-
be fest und dokumentiert diese. 

 
(2) Die Berufungskommission tagt in nichtöf-

fentlicher Sitzung. 
 
(3) Die Mitglieder sind zur Verschwiegenheit 

verpflichtet. 
 
(4) Jedes stimmberechtigte Mitglied darf nur 

maximal eine Stimme führen. 
 

(5) Die Berufungskommission ist beschlussfä-
hig, wenn die Mehrheit seiner stimmbe-
rechtigten Mitglieder in der Sitzung persön-
lich anwesend ist. Für die Beschlussfähig-
keit muss gleichzeitig die Mehrheit der 
Professoren anwesend sein. 

 
(6) Entscheidungen im Umlaufverfahren sind 

nicht zulässig. 
 
(7) Mitglieder der Berufungskommission, die 

an einer Sitzung nicht persönlich anwe-
send sind, können ihr Votum nur während 
der Sitzung auch über Audio-/ Videoschal-
tungen via Internet oder andere Kommuni-
kationsverbindungen abgeben. Ein solches 
Votum ist demjenigen persönlich anwe-
sender Mitglieder gleichwertig, sofern es 
vom nicht persönlich anwesenden Mitglied 
innerhalb von drei Tagen nach der Sitzung 
schriftlich bestätigt wird, ansonsten entfällt 
es. 

 
(8) Der Berufungskommissionsvorsitzende 

führt die Geschäfte der Berufungskommis-
sion und vertritt die Berufungskommission 
in allen Gremien. Er ist im Einvernehmen 
mit den Mitgliedern der Berufungskommis-
sion für die Erstellung des Berufungsbe-
richtes verantwortlich. 

 
 

§ 8 
Bewerbervorauswahl 

 
(1) Die Berufungskommission sichtet die Be-

werbungsunterlagen nach Ablauf der Be-
werbungsfrist und prüft für jede Bewer-
bung die Erfüllung der formalen Voraus-
setzungen gem. § 39 BbgHG. 

 
(2) Die auf der Grundlage der Auswahlkrite-

rien am besten geeignet erscheinenden 
Bewerber werden für eine hochschulöffent-
liche Präsentation gemäß § 9 ausgewählt. 
Bei der Auswahl ist § 7 Abs. 3 BbgHG (Er-
höhung des Frauenanteils) besonders zu 
beachten. Sofern im Fachbereich der zu 
besetzenden Stelle weniger Hochschulleh-
rerinnen als Hochschullehrer beschäftigt 
sind, sind Bewerberinnen grundsätzlich zur 
persönlichen Vorstellung einzuladen, so-
fern sie die für die Stelle erforderliche Qua-
lifikation besitzen (Ist die Zahl der Bewer-
berinnen hierfür zu groß, so sind mindes-
tens ebenso viele Frauen wie Männer zur 
persönlichen Vorstellung einzuladen.). 

 
(3) Wenn die Zahl oder die Qualität der Be-

werbungen unzureichend ist, so kann die 
Berufungskommission eine erneute Veröf-
fentlichung der Ausschreibung beim Dekan 
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beantragen. Der Dekan beantragt beim 
Präsidenten die erneute Veröffentlichung 
gem. § 5 Abs. 2. Die Bewerber sind über 
die erneute Veröffentlichung zu informie-
ren. Eine erneute Veröffentlichung der 
Ausschreibung ist maximal zweimal zuläs-
sig, sonst endet das Verfahren. 

 
 

§ 9 
Auswahlverfahren 

 
(1) Die nach § 8 Absatz 2 ausgewählten Be-

werber werden durch den Vorsitzenden 
der Berufungskommission schriftlich zur 
hochschulöffentlichen Präsentation einge-
laden. Ihnen wird für die Präsentation ein 
Vortragsthema vorgegeben. Des Weiteren 
kann die Berufungskommission vorsehen, 
dass die Bewerber über ein zusätzliches 
Thema ihrer Wahl vortragen sowie ein 
Lehr- und Forschungskonzept vorlegen. 
Insbesondere ist die pädagogische Eig-
nung nach § 39 Abs. 1 BbgHG geeignet 
nachzuweisen. Im Anschluss an den Vor-
trag erfolgt mindestens ein Gespräch mit 
der Berufungskommission. 

 
(2) Zwischen Einladung und hochschulöffent-

licher Präsentation sollten mindestens vier 
Wochen liegen. Die hochschulöffentliche 
Präsentation soll vorzugsweise im Rah-
men der Vorlesungszeit stattfinden und ist 
rechtzeitig hochschulöffentlich bekannt zu 
geben. Alle Studierenden der von der Stel-
lenbesetzung betroffenen Bereiche sind 
einzuladen und ihnen ist Gelegenheit zur 
Bewertung der hochschulöffentlichen Prä-
sentation zu geben. Die studentischen 
Mitglieder der Berufungskommission wer-
ten die studentischen Bewertungen der 
Präsentation zeitnah aus. Für die Präsen-
tation und das Gespräch mit der Beru-
fungskommission werden mindestens  
90 Minuten pro Bewerber eingeplant. 

 
(3) Die hochschulöffentliche Präsentation ist 

unter Einbeziehung des studentischen Vo-
tums nach der fachlichen und pädagogi-
schen Qualität von der Berufungskommis-
sion zu bewerten. Die Bewertung der Prä-
sentation in didaktischer Hinsicht ist das 
vorrangige Kriterium zur Feststellung der 
pädagogischen Eignung. Insbesondere 
wird das didaktische Konzept des Bewer-
bers und dessen Umsetzung bewertet. 
Andere Nachweise der pädagogischen 
Eignung können zusätzlich berücksichtigt 
werden. Die Berufungskommission soll 
weitere Bewertungsmaßstäbe heranzie-
hen, muss diese aber für alle Bewerber 
gleich anwenden. 

(4) Nach Ablauf der hochschulöffentlichen 
Präsentation und des Gespräches mit der 
Berufungskommission beschließt diese, 
welche Bewerber in einer Liste zur Vorbe-
reitung eines Berufungsvorschlags gemäß 
§ 38 Abs. 3, Satz 1 BbgHG benannt wer-
den sollen. Die Liste muss dem Grundsatz 
der Bestenauslese (Art. 33 Abs. 2 GG) 
Rechnung tragen. Es ist zu würdigen, in-
wiefern die Persönlichkeiten, die mit der zu 
besetzenden Hochschullehrerstelle ver-
bundenen hohen Qualitätsstandards erfül-
len und auf Grund ihrer Erfahrungen und 
bisherigen Leistungen geeignet sind, den 
Fachbereich und die Hochschule zu stär-
ken. Die Liste hat im Regelfall die Namen 
von drei Bewerbern zu enthalten. Eine 
Reihung wird nicht vorgenommen. In be-
gründeten Ausnahmefällen ist die Auf-
nahme von Nichtbewerbern oder Bewer-
bern, die keine hochschulöffentliche Prä-
sentation vorgenommen haben, in das 
Verfahren möglich. Beschließt die Beru-
fungskommission keinen Listenvorschlag 
zu erzeugen, so ist eine erneute Veröffent-
lichung der Ausschreibung zu beantragen. 

 
 

§ 10 
Vergleichende Gutachten 

 
(1) Die Berufungskommission benennt gemäß 

§ 38 Abs. 3 mindestens zwei auswärtige 
Gutachterinnen und Gutachter zur Erstel-
lung von vergleichenden Gutachten. Unter 
den Gutachtern soll nach Möglichkeit eine 
Frau sein. Bei der Auswahl der Gutachter 
ist darauf zu achten, dass diese frei sind 
von persönlichen Bindungen zu den zu 
Begutachtenden. 

 
(2) Die vergleichenden Gutachten nach § 38 

Abs. 3, Satz 2 BbgHG werden vom Vorsit-
zenden der Berufungskommission auf 
Grund eines Beschlusses der Berufungs-
kommission eingeholt. Die Gutachter wer-
den gebeten, innerhalb einer Frist von vier 
Wochen vergleichende Gutachten zu er-
stellen. 

 
(3) Die Liste der zu begutachtenden Bewerber 

ist den Gutachtern in alphabetischer Rei-
henfolge zu übersenden. Für die Erstel-
lung der Gutachten werden den Gutach-
tern folgende Unterlagen zur Verfügung 
gestellt: 
• der Ausschreibungstext, 
• die Bewerbungsunterlagen sowie dar-

über hinaus vorgelegte Unterlagen 
(Handouts, Vortragsunterlagen oder 
Lehr- und Forschungskonzepte) der 
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durch die Berufungskommission fest-
gelegten Listenkandidaten, 

• die Kriterien zur Auswahl der Bewerber 
(sh. § 8 Abs. 1), 

• ein Auszug aus dem BbgHG (§ 38, 
39). 

 
(4) Die vergleichenden Gutachten sollen unter 

Würdigung der Kriterien zur Auswahl der 
Bewerber nach § 8 Abs. 1 bei dem Ver-
gleich der Eignung insbesondere folgende 
Kriterien heranziehen und bewerten: 
• die grundsätzliche Eignung der vorge-

schlagenen Kandidaten entsprechend 
dem fachlichen Ausschreibungsprofil 
der Professorenstelle, 

• den beruflichen Werdegang, die in der 
beruflichen Praxis erworbenen Kennt-
nisse und Fähigkeiten, 

• die besonderen Leistungen bei der 
Anwendung oder Entwicklung wissen-
schaftlicher Kenntnisse oder Methoden 
nach § 39 Abs. 1 Nr. 4 Buchstabe b 
des BbgHG, nachgewiesen durch  
o Projekte in angewandter For-

schung und Entwicklung, 
o Vortrags- und ggfs. Gutachtertä-

tigkeiten, 
o Publikationen, 
o Patente, wissenschaftliche Trans-

ferleistungen und nachweislich 
eingeworbene Drittmittel, 

o Auszeichnungen 
• Erkennbare Lehrerfahrung / Pädagogi-

sche Eignung. 
 
 

§ 11 
Berufungsvorschlag 

 
(1) Unverzüglich nach Eingang der Gutachten 

wertet die Berufungskommission die ver-
gleichenden Gutachten aus. Sie kann er-
gänzende Gutachten einholen, insbeson-
dere wenn von Seiten der Gutachter Be-
denken gegen die Berufungsfähigkeit ei-
nes Bewerbers bestehen. Alle Gutachten 
sind im Verfahren zu belassen. 

 
(2) Anschließend erstellt die Berufungskom-

mission durch Bildung einer Rangfolge aus 
den Listenkandidaten den Berufungsvor-
schlag nach Maßgabe des § 38 Absatz 3 
BbgHG und beschließt diesen. Dabei ist zu 
würdigen, inwiefern die Persönlichkeiten 
die mit der zu besetzenden Hochschulleh-
rerstelle verbundenen hohen Qualitäts-
standards erfüllen und auf Grund ihrer Er-
fahrungen und bisherigen Leistungen ge-
eignet sind, den Fachbereich und die 
Hochschule zu stärken. 

 
(3) Sofern im Fachbereich der zu besetzen-

den Stelle weniger Hochschullehrerinnen 
als Hochschullehrer beschäftigt sind, sind 
Frauen bei gleicher Eignung, Befähigung 
und fachlicher Leistung im Berufungsvor-
schlag bevorzugt zu platzieren, sofern 
nicht in der Person eines Mitbewerbers lie-
gende Gründe überwiegen (§ 38 Abs. 7 
BbgHG). Dies gilt für alle Arten von Pro-
fessuren. 

 
(4) Bei der Abstimmung sind die Stimmen der 

Vertreter der einzelnen Statusgruppen se-
parat zu zählen. Für ein positives Votum 
muss sowohl eine Mehrheit in der Kom-
mission insgesamt als auch innerhalb der 
Gruppe der Hochschullehrer vorliegen. 

 
 

§ 12 
Verfahrensdokumentation und Abschluss-

bericht 
 
(1) Zur weiteren Beschlussfassung ist der 

gesamte Berufungsvorgang innerhalb von 
14 Tagen nach Abstimmen des Beru-
fungsvorschlages durch die Berufungs-
kommission zu dokumentieren und ein Ab-
schlussbericht zu erstellen. 

 
(2) Der Abschlussbericht enthält: 

• eine zusammenfassende Darstellung 
des gesamten Berufungsverfahrens 
(einschließlich ggf. abgegebener Son-
dervoten), 

• Wahl der Mitglieder der Berufungs-
kommission (Protokoll der Fachbe-
reichsratssitzung), 

• Ausschreibung, 
• Vorauswahl der eingegangenen Be-

werbungen mit Prüfung der Einstel-
lungsvoraussetzungen gem. § 39 
BbgHG, insbesondere Zusammenstel-
lung der Bewerber, die für die Probe-
vorträge nicht berücksichtigt wurden 
und die Benennung der Gründe der 
Nichtberücksichtigung in Kurzform; 
hierbei ist eine Gruppenbildung mög-
lich; allgemeine Feststellungen zur 
Nichterfüllung der Ausschreibungsan-
forderungen sind nicht zulässig, 

• Angabe der prozentualen Anteile von 
Frauen bei Bewerbung und Einladung, 

• Nachweis der Suche nach Bewerbe-
rinnen in speziellen Datenbanken und 
fachspezifischen Verteilern, 

• Verlauf der Probevorträge und der Be-
fragungen, 

• Ergebnis der studentischen Voten, 
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• Feststellung der Listenfähigkeit mit 
Darstellung der Gründe der Nichtbe-
rücksichtigung von Kandidaten für den 
Berufungsvorschlag, 

• Würdigung der Listenkandidaten u. a. 
mit wissenschaftlichem oder künstleri-
schem und beruflichem Werdegang, 
Veröffentlichungsverzeichnis und ei-
nem Verzeichnis der durchgeführten 
Lehrveranstaltungen, 

• vergleichende Gutachten, 
• abschließendes Votum der Berufungs-

kommission mit Begründung des Beru-
fungsvorschlags unter Auseinander-
setzung mit den vergleichenden exter-
nen Gutachten, 

• Anlagen. 
Anlage   1: Auszug aus den Protokol-

len der Gremiensitzungen 
a. Anforderung der Pro-

fessorenstelle (Be-
schluss des Fachbe-
reichsrates vom 
xx.xx.xx) 

b. Denomination der Pro-
fessorenstelle (Stel-
lungnahme/Beschluss 
des Senates vom 
xx.xx.xx) 

c. Wahl der Berufungs-
kommission und des 
Kommissionsvorsit-
zenden (Beschluss 
des Fachbereichsrates 
vom xx.xx.xx) 

d. ggf. Nachwahl von 
Mitgliedern der Beru-
fungskommission (Be-
schluss des Fachbe-
reichsrates vom 
xx.xx.xx) 

e. Entscheidung über 
den Berufungsvor-
schlag (Beschluss des 
Fachbereichsrates 
vom xx.xx.xx) 

f. schriftliche Benennung 
des Kommissionsmit-
glieds durch den Prä-
sidenten nach § 38 
Abs. 2 Satz 2 BbgHG 

Anlage   2: Text der Stellenaus-
schreibung (Amtliche Mit-
teilungen der FH Bran-
denburg – Nr. yy vom 
xx.xx.xx) 

Anlage   3: Bewerberübersicht – 
Stand: xx. Monat xxxx 
u. a. mit vollständigem 
Namen, akademischen Ti-
teln und Privatadressen 

Anlage   4: Bewerbungsunterlagen 
der Kandidaten des Beru-
fungsvorschlages 

Anlage   5: Protokolle der Sitzungen 
der Berufungskommission 
einschließlich der mit Un-
terschriften versehenen 
Anwesenheitslisten 

Anlage   7: Einladungsschreiben an 
die Bewerber vom xx. 
xx.xx 

Anlage   8: Hochschulöffentliche Ein-
ladung zu den Berufungs-
vorträgen vom xx.xx.xx 

Anlage   9: Studentische Evaluation 
Anlage 10: Protokoll der Kandidaten-

vorstellung vom xx.xx.xx 
einschließlich der mit Un-
terschriften versehenen 
Anwesenheitslisten 

Anlage 11: Anschreiben an die Gut-
achter vom xx.xx.xx 

Anlage 12: Vergleichende Gutachten 
Anlage 13: Protokoll der Abschluss-

sitzung der Berufungs-
kommission vom xx.xx.xx 
einschließlich der mit Un-
terschriften versehenen 
Anwesenheitslisten 

Anlage 14: Stellungnahme der 
Gleichstellungsbeauftrag-
ten der FH Brandenburg 
vom xx.xx.xx 

Anlage 15: Stellungnahme der 
Schwerbehindertenvertre-
tung der FH Brandenburg 
vom xx.xx.xx (soweit 
Schwerbehinderte sich 
beworben haben) 

 
(3) Die Berufungskommission verabschiedet 

den Abschlussbericht. 
 
 

§ 13 
Beschlussfassungen 

 
(1) Der Abschlussbericht wird dem Dekan 

vorgelegt. Der Dekan leitet den Beru-
fungsvorschlag zusammen mit dem Ab-
schlussbericht dem Fachbereichsrat zur 
Beratung und Beschlussfassung in seiner 
nächstmöglichen Sitzung zu. Die Verfah-
rensdokumentation ist zur Beschlussfas-
sung mit vorzulegen. 

 
(2) Soll bei Erstberufungen abweichend von § 

41 BbgHG keine Befristung erfolgen (so-
fern die Stelle unbefristet ausgeschrieben 
worden ist), ist dies bei der Beschlussfas-
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sung nach Abs. 1 entsprechend zu be-
gründen. 

 
(3) Über den Berufungsvorschlag wird im 

Fachbereichsrat nach Statusgruppen ge-
trennt abgestimmt. Bei Entscheidungen 
des Fachbereichsrates über Berufungs-
vorschläge haben alle dem Fachbereich 
angehörenden Hochschullehrer die Mög-
lichkeit der stimmberechtigten Mitwirkung. 
Sonstige Mitarbeiter haben kein Stimm-
recht. 

 
(4) Stimmt der Fachbereichsrat der Be-

schlussvorlage nicht zu, dann entscheidet 
er darüber, ob das Berufungsverfahren 
nachzuarbeiten ist, ob es neu / erneut 
ausgeschrieben werden soll oder ob das 
Berufungsverfahren beendet wird. Stimmt 
der Fachbereichsrat der Beschlussvorlage 
zu, dann leitet der Dekan den gesamten 
Berufungsvorgang an den Präsidenten 
weiter. 

 
(5) Der Präsident leitet unmittelbar eine forma-

le Prüfung des Verfahrens ein. Die Prüfung 
darf vier Wochen nicht überschreiten. Im 
Falle von Beanstandungen gibt der Präsi-
dent das Verfahren an den Fachbereich 
zurück und das Verfahren wird nach § 13 
Abs. 1 fortgesetzt. 

 
(6) Nach erfolgter formaler Prüfung legt der 

Präsident den Berufungsvorgang dem Se-
nat zur Beratung und Beschlussfassung in 
seiner nächstmöglichen Sitzung vor. Der 
Senat beschließt über die Berufungsliste, 
wobei bei einer mehrheitlichen Zustim-
mung zum Vorschlag auch die Mehrheit 
aus der Gruppe der Hochschullehrer zu-
gestimmt haben muss. Die Beschlussfas-
sung im Senat erfolgt nach Statusgruppen 
getrennt und ist mit Anwesenheitsliste zu 
dokumentieren. Sonstige Mitarbeiter ha-
ben kein Stimmrecht. 

 
(7) Stimmt der Senat dem Berufungsvorschlag 

nicht zu, dann wird dieser Vorschlag an 
den Fachbereich mit einer Begründung 
des Senates zurück gegeben und das Ver-
fahren wird nach § 13 Abs. 1 fortgesetzt, 
sofern es sich um den 1. oder den 2. Vor-
schlag zur Besetzung dieser Stelle han-
delt, ansonsten ist das Verfahren beendet. 

 
(8) Stimmt der Senat dem Berufungsvorschlag 

zu, dann leitet der Präsident nach Vorlage 
des zugehörigen unterschriebenen Se-
natsprotokolls unverzüglich das Verfahren 
zur Ruferteilung ein. 

 
 

§ 14 
Ruferteilung / Berufungsverhandlung 

 
(1) Beabsichtigt der Präsident von der Rang-

folge des Berufungsvorschlages abzuwei-
chen, informiert er den Senat und Fachbe-
reich und gibt beiden Gremien Gelegenheit 
zur Stellungnahme auf ihrer jeweils nächs-
ten Sitzung. Die Stellungnahme ist inner-
halb von vier Wochen abzugeben. 

 
(2) Der Präsident erteilt schriftlich den Ruf. Im 

Ruferteilungsschreiben ist der Bewerber 
über das weitere Verfahren zu informieren. 
Dem Bewerber wird mit dem Rufertei-
lungsschreiben ein Termin für eine Beru-
fungsverhandlung genannt. 

 
(3) Die Berufungsverhandlung wird von der 

Hochschulleitung geführt und von der 
Verwaltung gemeinsam mit dem Dekan 
des zuständigen Fachbereichs unter Be-
achtung des § 3 Zulagensatzung der 
Fachhochschule Brandenburg vorbereitet. 
Gegenstand der Berufungsverhandlung ist 
u. a. der Abschluss einer Zielvereinbarung, 
welche die Grundlage für die Bezahlung 
einer Berufungsleistungszulage darstellt. 

 
(4) Nach den Berufungsverhandlungen erhält 

der Bewerber zeitnah eine schriftliche 
Fassung des Berufungsangebotes, in dem 
für die Annahme des Angebotes eine Frist 
von i. d. R. nicht länger als vier Wochen 
gesetzt wird. 

 
(5) Nimmt der Kandidat das Berufungsange-

bot an, so ist dies schriftlich zu erklären. 
Im Anschluss an die Annahme-Erklärung 
des Berufungsangebotes leitet die Verwal-
tung das Einstellungs- und Ernennungs-
verfahren ein. Reagiert der Bewerber nicht 
innerhalb der im Angebotsschreiben ge-
setzten Frist oder lehnt der Bewerber den 
Ruf ab, erteilt der Präsident nach Rück-
sprache mit dem Dekan i. d. R. dem 
Nächstplatzierten den Ruf. Enthält der Be-
rufungsvorschlag keine Namen mehr, 
dann endet das Verfahren. 

 
 

§ 15 
Ernennung 

 
Für die Ernennung übersendet die FH Bran-
denburg dem Ministerium für Wissenschaft, 
Forschung und Kultur des Landes Branden-
burg folgende Unterlagen in Kopie: 

1. schriftliche Ruferteilung, 
2. schriftliche Rufannahme, 
3. Führungs- und ggf. Gesund-

heitszeugnis, 
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4. Protokoll der Berufungsver-
handlungen 

und bittet um die Festlegung eines Ernen-
nungstermins. 
 
 

§ 16 
Abschluss des Verfahrens 

 
(1) Das gesamte Berufungsverfahren ist zu 

archivieren. 
 
(2) Nicht berücksichtigte Bewerber werden 

nach der Ernennung über ihre Nichtbe-
rücksichtigung bzw. ihren Listenplatz in-
formiert. 

 
(3) Bei Vorliegen eines Freiumschlages wer-

den die Bewerbungsunterlagen zurückge-
sandt. 

 
 

§ 17 
Weiterführung eines befristeten Dienstver-

hältnisses 
 
(1) Für die Weiterführung eines befristeten 

Dienstverhältnisses bedarf es nicht der er-
neuten Ausschreibung und Durchführung 
eines Berufungsverfahrens gem. § 38 
BbgHG, sofern die Stelle ursprünglich un-
befristet bzw. auch für den Verlängerungs-
zeitraum ausgeschrieben war. 

 
(2) Befristet beschäftigte Hochschullehrer 

können nach Ablauf des Befristungszeit-
raumes in ein Beamtenverhältnis auf Le-
benszeit oder ein unbefristetes Angestell-
tenverhältnis übernommen werden. Die 
erneute Begründung eines befristeten 
Dienstverhältnisses ist einmal zulässig (§ 
41 Abs. 1 BbgHG). 

 
(3) Der Antrag gem. Abs. 2 ist durch den De-

kan beim Präsidenten einzureichen. Fol-
gende Unterlagen sind dem Antrag beizu-
fügen: 

1. das zustimmende Votum des 
Fachbereichsrates, 

2. bei einer Befristung gem. § 41 
Abs. 1 Satz 5 BbgHG die Darstel-
lung des weiteren Bedarfs der Pro-
fessur in Lehre und Forschung, 

3. Darstellung und Bewertung der 
Leistungen in Lehre, Forschung 
und der Selbstverwaltung unter 
besonderer Berücksichtigung 

 der Beteiligung an den Aufga-
ben der Studienreform und Stu-
dienberatung, 
 der Beteiligung an Maßnah-

men zur Verbesserung der Lehre, 

 der Förderung des Wissens- 
und Technologietransfers 
(einschl. der Kooperation mit Un-
ternehmen u. ä.), 
 der Einwerbung von Drittmit-

teln, 
 der wissenschaftlichen Veröf-

fentlichungen, 
 der wissenschaftlichen Nach-

wuchsförderung. 
 
(4) Der Präsident entscheidet in den Fällen 

des § 41 Abs. 1 Satz 5 BbgHG nach Stel-
lungnahme des Senates hochschulintern 
über den Vorschlag zur Weiterführung des 
Dienstverhältnisses. Über die Entschei-
dung ist der Hochschullehrer unverzüglich 
und spätestens sechs Monate vor Ablauf 
des Dienstverhältnisses zu informieren. 

 
(5) Vor Ablauf des Befristungszeitraumes ist 

eine Übernahme in ein Beamtenverhältnis 
auf Lebenszeit oder ein unbefristetes An-
gestelltenverhältnis möglich, wenn 
• die Stelle ursprünglich unbefristet aus-

geschrieben war, 
• der Nachweis eines mindestens 

gleichwertigen Außenrufes an eine 
andere Hochschule erbracht oder  

• ein gleichwertiges Angebot eines an-
deren Arbeitgebers glaubhaft gemacht 
wird. 

Das weitere Verfahren erfolgt entspre-
chend den Absätzen 3 und 4. 

 
(6) Der Vorschlag zur Weiterführung eines 

befristeten Dienstverhältnisses ist dem Mi-
nisterium für Wissenschaft, Forschung und 
Kultur des Landes Brandenburg zur Ge-
nehmigung zuzuleiten. 

 
 

§ 18 
Außerordentliche Berufung nach § 38 

Abs. 8 BbgHG 
 
(1) Die Berufung einer herausragend ausge-

wiesenen Persönlichkeit aufgrund exzel-
lenter Lehr- und Forschungsleistungen 
setzt ein positives Votum des Senates vor-
aus. 

 
(2) Ein Einvernehmen mit dem für die Hoch-

schulen zuständigen Mitglied der Landes-
regierung ist nach dem Votum des Sena-
tes durch den Präsidenten herbeizuführen. 

(3) Im Einvernehmen mit dem Ministerium für 
Wissenschaft, Forschung und Kultur des 
Landes Brandenburg kann die Ausschrei-
bung der Stelle entfallen. 
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(4) Die Bildung der Berufungskommission 
erfolgt nach den Bestimmungen dieser 
Satzung mit der Ausnahme, dass der 
Kommission mindestens je ein Hochschul-
lehrer jedes Fachbereiches der FH Bran-
denburg angehören soll. 

 
(5) Die Vorlage von mindestens vier Einzel-

gutachten ist notwendig. Als Gutachter 
sind auf dem Berufungsgebiet anerkannte 
auswärtige Wissenschaftler zu beauftra-
gen. Mindestens zwei Gutachter müssen 
im Ausland tätig sein. § 8 gilt entspre-
chend. 

 
(6) Die weiteren Vorschriften dieser Satzung 

bleiben unberührt. 
 
 

§ 19 
Gemeinsame Berufungsverfahren 

 
(1) Voraussetzung für die Durchführung eines 

gemeinsamen Berufungsverfahrens mit 
einer wissenschaftlichen Einrichtung ist ei-
ne Kooperationsvereinbarung zwischen 
der FH Brandenburg und dieser Einrich-
tung. 

 
(2) Soll ein Berufungsverfahren gemäß § 38 

Abs. 9 BbgHG gemeinsam mit einer au-
ßerhochschulischen Forschungseinrich-
tung durchgeführt werden, so bedarf der 
Ausschreibungstext der Zustimmung der 
außerhochschulischen Forschungseinrich-
tung. 

 
(3) Sofern die Bestimmungen des Kooperati-

onspartners dies vorsehen, erfolgt die Be-
setzung der Berufungskommission grund-
sätzlich nach § 5 Abs. 1. Abweichend hier-
von ist die wissenschaftliche Einrichtung 
berechtigt, die Hälfte der den Gruppen der 
Hochschullehrer sowie der akademischen 
Mitarbeiter angehörenden Mitglieder zu 
bestimmen. 

 
(4) Bewerber können aufgrund eines gemein-

samen Berufungsverfahrens in die mit-
gliedschaftsrechtliche Stellung eines 
Hochschullehrers nach § 58 BbgHG an 
der Hochschule, die am gemeinsamen Be-
rufungsverfahren beteiligt war, auch beru-
fen werden, ohne dass ein Beamten- oder 
Angestelltenverhältnis zum Land begrün-
det wird. In diesem Fall wird der berufene 
Bewerber in einem privatrechtlichen Ar-
beitsverhältnis an der am gemeinsamen 
Berufungsverfahren beteiligten For-
schungseinrichtung außerhalb des Hoch-
schulbereichs beschäftigt mit der Ver-
pflichtung, mindestens zwei Semesterwo-

chenstunden an der am gemeinsamen Be-
rufungsverfahren beteiligten Hochschule 
zu lehren und dem Recht, für die Dauer 
des Beschäftigungsverhältnisses an der 
Forschungseinrichtung außerhalb des 
Hochschulbereichs die Bezeichnung Pro-
fessor als Berufsbezeichnung zu führen. 

(5) Die weiteren Vorschriften dieser Satzung 
bleiben unberührt. 

 
 

§ 20 
Beschäftigung von Gastprofessoren 

 
(1) Bei vorübergehendem Lehrbedarf bzw. bei 

vorübergehender Vakanz einer Professur 
kann der Dekan die Beschäftigung eines 
Gastprofessors beim Präsidenten beantra-
gen. 

 
(2) Die Besetzung der Gastprofessur erfolgt 

durch Entscheidung des Präsidenten unter 
Beachtung der Einstellungsvoraussetzun-
gen von Professoren nach § 39 BbgHG. 

 
(3) Mit Gastprofessoren werden Dienstver-

hältnisse im Angestelltenverhältnis für die 
Dauer von in der Regel einem Jahr ge-
schlossen. Die Vergütung erfolgt in der 
Regel analog der Besoldung eines Beam-
ten der Besoldungsgruppe W 2. Abwei-
chungen hiervon sind hinreichend zu be-
gründen. 

 
(4) Die Verlängerung des Dienstverhältnisses 

bis zur Dauer von insgesamt höchstens 
drei Jahren ist auf Antrag des Dekans un-
ter Beifügung einer Begründung hinsicht-
lich des weiteren Bedarfs an der Gastpro-
fessur auf Beschluss des Präsidenten 
möglich. 

 
 

§ 21 
Bestellung von Honorarprofessoren 

nach § 53 BbgHG 
 

(1) Zum Honorarprofessor kann bestellt wer-
den, wer aufgrund hervorragender wissen-
schaftlicher Leistungen den Anforderungen 
entspricht, die an Professoren gestellt 
werden, eine mehrjährige erfolgreiche 
Lehrtätigkeit an einer Hochschule vorwei-
sen kann und die Einstellungsvorausset-
zungen für Professoren gemäß § 39 Abs. 
1 BbgHG erfüllt. Von diesen Vorausset-
zungen kann bei besonderen wissen-
schaftlichen Leistungen in der beruflichen 
Praxis abgesehen werden. Zum Honorar-
professor an der FH Brandenburg können 
nur Personen bestellt werden, die zur Er-
reichung der Ziele entsprechend dem Leit-
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bild der FH Brandenburg in besonderem 
Maße beitragen. Das besondere Gewin-
nungsinteresse ist durch den Fachbereich 
zu begründen. 

 
(2) Dem Vorschlag sind folgende Unterlagen 

beizufügen: 
• Lebenslauf, aus dem der wissenschaft-

liche bzw. berufliche Werdegang des 
Vorgeschlagenen ersichtlich ist, 

• Zeugnis eines abgeschlossenen Hoch-
schulstudiums, 

• Nachweis der geforderten Vorausset-
zungen; insbesondere durch Nachweis 
der besonderen Befähigung zur wis-
senschaftlichen Arbeit, in der Regel 
nachgewiesen durch eine qualifizierte 
Promotion oder besondere Befähigung 
zu künstlerischer Arbeit; sowie Nach-
weis der pädagogischen Eignung, 
nachgewiesen insbesondere durch 
Lehr- und/oder Ausbildungstätigkeit 
oder durch Gutachten, 

• Angaben über die von dem Vorge-
schlagenen wahrzunehmenden wis-
senschaftlichen oder künstlerischen 
Aufgaben im Fachbereich, 

• Darlegung der Gründe und der Motiva-
tion des Vorgeschlagenen für die an-
gestrebte Honorarprofessur. 

 
(3) Die Bestellung erfolgt auf Antrag des 

Fachbereichsrates durch den Präsidenten. 
 
(4) Honorarprofessoren sind verpflichtet, un-

entgeltlich und regelmäßig Lehrveranstal-
tungen durchzuführen. Den Umfang der 
Lehre bestimmt der Präsident. 

 
(5) Nach einmaliger Verlängerung kann der 

Titel „Professor“ im Rahmen der erneuten 
Beantragung auf Antrag des Fachbereichs 
unbefristet vergeben werden. 

 
 

§ 22 
In-Kraft-Treten 

 
Diese Berufungsordnung tritt am Tag nach der 
Veröffentlichung in den Amtlichen Mitteilungen 
der FH Brandenburg in Kraft. 
 
 
 
Brandenburg, den 06. Dezember 2010 
 
 
 
 
Dr. rer. pol. Hans Georg Helmstädter 


